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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 347/2022 

Verordnung des Vorstands der E-Control mit der die Erdgas-Energielenkungsdaten-Verordnung 2017 geändert wird 
(G-EnLD-VO 2017 – 2. Novelle 2022) 

 

BGBl II 348/2022 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die Erdgas-Clearingentgelt-Verordnung 2021 geändert wird (Erdgas-
Clearingentgelt-Verordnung 2021 – Novelle 2022) 

 

BGBl II 349/2022 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über 
Lenkungsmaßnahmen für feste und flüssige Energieträger (Energie-Lenkungsmaßnahmen-Verordnung Erdöl) 

 

BGBl II 350/2022 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die Methode der verfügbaren Einspeisekapazität gemäß § 20 ElWOG 2010 
festgesetzt wird (Kapazitätsberechnungsmethoden-Verordnung 2022 – KBM-VO 2022) 

 

BGBl II 351/2022 

Verordnung des Vorstands der E-Control über die Datenerhebung zur Wahrnehmung der Überwachungsaufgaben durch die 
Landesregierungen und zur Erfüllung der Aufgaben der Regulierungsbehörde (Elektrizitäts-Monitoring-Verordnung 2022 – 

EMo-VO 2022) 

 

BGBl II 352/2022 

Verordnung des Vorstands der E-Control zur Festlegung von Netzanschlussbestimmungen für Hochspannungs-
Gleichstrom Übertragungssysteme und nichtsynchrone Stromerzeugungsanlagen mit Gleichstromanbindung (HVDC 

Anforderungs-VO) 
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BGBl II 356/2022 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Wissensbilanz-Verordnung 2016 

geändert wird 

 

BGBl II 357/2022 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die Gas-Marktmodell-Verordnung 2020 geändert wird (GMMO-VO 2020 – 

2. Novelle 2022) 

 

BGBl II 358/2022 (Anlage) 

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Transparenz-Verordnung 2018 geändert wird 

 

BGBl II 364/2022 

Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen zur Slowakischen Republik 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 249 v 27.09.2022, 50 
Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1656 der Kommission vom 26. September 2022 über die Anerkennung des Systems 
„Austrian agricultural certification scheme (AACS)“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-
Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

 

ABl L 251 v 29.09.2022, 1 

Beschluss (EU) 2022/1665 des Rates vom 26. September 2022 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des 
Abkommens zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika nach Artikel XXVIII des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 1994 über die Änderung der Zugeständnisse für alle in der EU-Liste CLXXV aufgeführten 
Zollkontingente infolge des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
13.06.2022, E 3535/2021 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen des Iraks; keine Auseinandersetzung mit Länderberichten 
des UNHCR betreffend die Lage von – aus einem (ehemals) vom IS besetzten Gebiet stammenden – sunnitischen Arabern 
sowie mit der Erreichbarkeit der Herkunftsprovinz des Bf 

 

23.06.2022, E 710/2021 

Oö TourismusG; Verletzung im Gleichheitsrecht durch Vorschreibung einer – finanzverfassungsrechtlich als 
Fremdenverkehrsabgabe zu qualifizierenden – Freizeitwohnungspauschale nach dem Oö TourismusG; keine Ermittlungen, 
ob die Wohnung eine Freizeitwohnung iSd Oö TourismusG ist; keine Abgabepflicht für eine „Freizeitwohnung“, die auf Grund 
einer länger als 26 Wochen dauernden Sanierung nicht als Freizeitwohnsitz genutzt werden kann 
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B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
04.07.2022, Ra 2021/02/0247 

StVO; gem § 5 Abs 1 StVO darf eine Person, die sich in einem durch Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten Zustand 
befindet, ein Fahrzeug weder lenken noch in Betrieb nehmen; im Gegensatz zur Frage einer Beeinträchtigung durch Alkohol 
(0,8 Promille) gibt es bei Suchtgiften keine Grenzwerte, bei denen jedenfalls eine zur Fahruntauglichkeit führende 
Beeinträchtigung anzunehmen ist; auch werden keine Suchtgifte ausgenommen, bei denen keine Beeinträchtigung der 
Fahrtauglichkeit anzunehmen sei; entscheidend für eine Bestrafung wegen eines Verstoßes gegen § 5 leg cit ist ausschließlich, 
ob die Fahrtauglichkeit des Lenkers durch die Einnahme des Suchtgifts beeinträchtigt war; es kommt nicht darauf an, ob die 
Substanz verschrieben wurde, sondern nur, ob es sich dabei um ein Suchtgift handelt und ob diese zu einer Beeinträchtigung 

geführt hat 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Oö 31.08.2022, LVwG-652487 

KraftfahrG; das gesetzliche Verbot des „Telefonierens am Steuer“ gilt nach dem klaren Gesetzeswortlaut (§ 102 Abs 3 5. 
Satz KraftfahrG) während des Fahrens; dieser Begriff ist im Gesetz nicht näher definiert, weshalb auf den Zweck der ggst 
Bestimmung abzustellen ist; das „Zum Stillstand Bringen“ eines Fahrzeugs an einer roten Ampel wird durch die Verkehrslage 
erzwungen und stellt daher ein Anhalten im Sinne des § 2 Abs 1 Z 26 StVO dar; nicht jedes „Stillstehen der Räder“ unterbricht 
das „Fahren“ im Sinne des § 102 Abs 3 5. Satz KraftfahrG; das Verbot der Verwendung des Mobiltelefons während des Fahrens 
gemäß § 102 Abs 3 5. Satz leg cit bezieht sich auch auf die kurzen Phasen der Fahrtunterbrechung an einer roten Ampel 

 

LVwG Oö 11.08.2022, LVwG-190077 

VVG; AVG; eine Vollstreckung nach dem VVG setzt einen rechtskräftigen Titelbescheid voraus; es ist im 
Vollstreckungsverfahren zwar nicht zu überprüfen, ob der Titelbescheid inhaltlich rechtmäßig ist (siehe etwa VwGH 22.8.2016, 
Ra 2015/17/0196); eine Vollstreckung bedingt aber, dass die zu vollstreckende Verpflichtung überhaupt entsprechend 
bescheidmäßig vorgeschrieben worden ist 

 

LVwG Vbg 09.08.2022, LVwG-408-10/2022-R19 

EpidemieG; ist auf das Dienstverhältnis zwischen der Arbeitgeberin und dem Arbeitnehmer österreichisches Recht 
anzuwenden, so ist die Arbeitgeberin gemäß § 32 Abs 3 EpidemieG zur Auszahlung des Vergütungsbetrags verpflichtet; ein 
auf die Arbeitgeberin übergegangener Anspruch gegenüber dem Bund gemäß § 32 Abs 3 leg cit besteht daher auch dann, 
wenn die Arbeitgeberin ihren Sitz im Ausland hat 

 

LVwG Wien 08.09.2022, VGW-109/007/10878/2022 

EpidemieG; die in § 7a Abs 6 2. Satz EpidemieG genannten vier Wochen stellen nur eine „Maximalfrist“ dar und nach dem 

Zweck der ggst Überprüfung hat diese während aufrechter Absonderung zu erfolgen 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
29.09.2022, Rs C-597/20, LOT (Indemnisation imposée par l’autorité administrative) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Verordnung (EG) Nr 261/2004 – Art 16 – Ausgleichs- und 
Unterstützungsleistungen für Fluggäste – Aufgaben der mit der Durchsetzung der genannten Verordnung betrauten 
nationalen Stelle – Nationale Regelung, die dieser Stelle die Befugnis verleiht, ein Luftfahrtunternehmen anzuweisen, die 
einem Fluggast geschuldete Ausgleichsleistung zu zahlen – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 47 – Recht 

auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf 
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29.09.2022, Rs C-633/20, TC Medical Air Ambulance Agency 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Niederlassungsfreiheit und freier Dienstleistungsverkehr – Einheitlicher 
Versicherungsmarkt – Richtlinie 2002/92/EG – Begriff ‚Versicherungsvermittler‘ – Tätigkeit der ‚Versicherungsvermittlung‘ – 
Richtlinie (EU) 2016/97 – Tätigkeit des ‚Versicherungsvertriebs‘ – Anwendungsbereich dieser Richtlinien – Beitritt zu einer 
Gruppenversicherung – Abtretung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag – Versicherungsleistungen bei Krankheit oder 
Unfall im Ausland – Vom Versicherungsnehmer als Gegenleistung für den erworbenen Versicherungsschutz gezahlte 
Vergütung – Verbraucherschutz – Gleichbehandlung von Versicherungsvermittlern 

 

29.09.2022, Rs C-3/21, Chief Appeals Officer ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Soziale Sicherheit der Wandererwerbstätigen – Verordnung (EG) Nr 883/2004 – 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit – Familienleistungen – Rückwirkende Zahlung – Umzug der berechtigten 
Person in einen anderen Mitgliedstaat – Art 81 – Begriff ‚Antrag‘ – Art 76 Abs 4 – Pflicht zur gegenseitigen Information und 

Zusammenarbeit – Nichterfüllung – Zwölfmonatige Verjährungsfrist – Effektivitätsgrundsatz 

 

29.09.2022, Rs C-202/21 P, ABLV Bank/ SRB 

Rechtsmittel – Wirtschafts- und Währungspolitik – Bankenunion – Verordnung (EU) Nr 806/2014 – Einheitlicher 
Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und bestimmte Wertpapierfirmen – Einheitlicher Abwicklungsfonds – Jährliche 
Beiträge – Liquidation eines Kreditinstituts – Rückerstattung entrichteter Beiträge – Pro rata temporis 

 

29.09.2022, Rs C-235/21, RAIFFEISEN LEASING 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 203 – 
Finanzierungsleasingvertrag – Mehrwertsteuerschuldner – Möglichkeit, einen schriftlichen Vertrag einer Rechnung 
gleichzustellen 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
29.09.2022, Rs C-640/20 P, PV/ Kommission (GA Pikamäe) 

Rechtsmittel – Öffentlicher Dienst – Mobbing – Ärztliche Gutachten – Unbefugtes Fernbleiben – Dienstbezüge – Statut der 
Beamten der Europäischen Union – Art 11a – Interessenkonflikt – Art 21a und 23 – Nationales Strafrecht – Disziplinarverfahren 
– Entfernung aus dem Dienst – Rücknahme – Rechtsschutzinteresse – Neues Disziplinarverfahren – Erneute Entfernung aus 
dem Dienst 

 

29.09.2022, Rs C-6394/21, Bursa Română de Mărfuri (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektrizitätsmarkt – Verordnung (EU) 2019/943 – Richtlinie (EU) 2019/944 – Verordnung 
(EU) 2015/1222 – Nationale Regelung, die einen einzigen nominierten Strommarktbetreiber vorsieht 

 

29.09.2022, verb Rs C-524/21 u C-525/21, Agenţia Judeţeană de Ocupare a Forţei de Muncă Ilfov (GA de la Tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 2008/94/EG – Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit 
des Arbeitgebers – Übernahme der Befriedigung der Ansprüche der Arbeitnehmer durch die Garantieeinrichtungen – 
Begrenzung der Zahlungspflicht der Garantieeinrichtungen – Rückforderung bei Überschreitung des Zeitraums von drei 
Monaten vor/nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

 

29.09.2022, Rs C-555/21, UniCredit Bank Austria (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher – Vorzeitige 
Rückzahlung des Kreditbetrags – Ermäßigung der Gesamtkosten des Kredits – Verhältnismäßige Ermäßigung der Kosten – 

Ermäßigung der laufzeitunabhängigen Kosten – An Dritte zu entrichtende Kosten 
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C. GERICHT 

 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
27.09.2022, Beschwerde Nr 18339/19, Otite/Vereinigtes Königreich 

Keine Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens), Abschiebungsanordnung gegen einen 
niedergelassenen Migranten nach strafrechtlicher Verurteilung wegen eines schweren Betrugsdelikts, Abwägung nur im 
Rahmen der Einwanderungsvorschriften und nicht unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs, Auswirkungen 
auf das Familienleben des Bf überwiegen nicht das öffentliche Interesse an seiner Abschiebung 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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